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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 06.07.2010

Norm

AsylG 2005 §12a Abs2

AsylG 2005 §41a

1. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 39/2026

2. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

3. AsylG 2005 § 12a gültig von 20.07.2015 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

4. AsylG 2005 § 12a gültig von 19.06.2015 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.01.2014 bis 18.06.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 144/2013

6. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.08.2013 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 144/2013

8. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.07.2011 bis 31.07.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 38/2011

9. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

1. AsylG 2005 § 41a gültig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012

Spruch

C7 403013-2/2010/2E

BESCHLUSS

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Filzwieser-Hat über die Beschwerde der XXXX, StA. China, gegen den

mündlich verkündeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 29.06.2010, FZ. 10 05.019-EAST Ost, beschlossen:Der

Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Filzwieser-Hat über die Beschwerde der römisch 40 , StA. China, gegen den

mündlich verkündeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 29.06.2010, FZ. 10 05.019-EAST Ost, beschlossen:

Gemäß § 12 a Abs. 2 i.V.m. § 41 a des Asylgesetzes 2005 i.d.F. BG BGBl. I 135/2009 wird festgestellt, dass die Aufhebung

des faktischen Abschiebeschutzes nicht rechtmäßig ist.Gemäß Paragraph 12, a Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph

41, a des Asylgesetzes 2005 in der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 135 aus 2009, wird festgestellt, dass die

Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes nicht rechtmäßig ist.

Der genannte Bescheid wird aufgehoben.

Text

BEGRÜNDUNG :

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1. Die nunmehrige Beschwerdeführerin, eine chinesische Staatsangehörige, stellte am 08.07.2008 einen (ersten) Antrag
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auf internationalen Schutz. Sie wurde am 08.07.2008 (As. BAA 11 bis 27) vor den Organen des öGentlichen

Sicherheitsdienstes sowie am 21.10.2008 (As. BAA 85 bis 91) beim Bundesasylamt niederschriftlich befragt. Sie machte

im Wesentlichen geltend, dass ihre Mutter, welche Falun Gong praktiziert hätte, von der Polizei festgenommen hätte

werden sollen, was die Beschwerdeführerin verhindern habe wollen, wodurch es zu HandgreiJichkeiten gekommen

sei, welche darin gegipfelt hätten, dass die Beschwerdeführerin mit einem Ziegelstein auf einen der Polizisten

eingeschlagen habe. Danach wäre sie geflüchtet.

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 06.11.2008 wurde der Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1

AsylG abgewiesen. Zugleich wurde der Beschwerdeführerin in Spruchpunkt II gemäß § 8 Abs. 1 Ziffer 1 AsylG der Status

der subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf ihren Herkunftsstaat nicht zuerkannt. In Spruchpunkt III wurde sie

gemäß § 10 Abs. 1 ZiGer 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet nach China ausgewiesen.Mit Bescheid des

Bundesasylamtes vom 06.11.2008 wurde der Antrag auf internationalen Schutz gemäß Paragraph 3, Absatz eins, AsylG

abgewiesen. Zugleich wurde der Beschwerdeführerin in Spruchpunkt römisch zwei gemäß Paragraph 8, Absatz eins,

ZiGer 1 AsylG der Status der subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf ihren Herkunftsstaat nicht zuerkannt. In

Spruchpunkt römisch drei wurde sie gemäß Paragraph 10, Absatz eins, ZiGer 2 AsylG aus dem österreichischen

Bundesgebiet nach China ausgewiesen.

Die dagegen erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 27.08.2009, Zl. C7 403013-

1/2008/3E, gemäß §§ 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 und 10 Abs. 1 AsylG, BGBl. I Nr. 100/2005 idgF, als unbegründet abgewiesen.

Begründend wurde das Fluchtvorbringen als nicht glaubhaft erachtet.Die dagegen erhobene Beschwerde wurde mit

Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 27.08.2009, Zl. C7 403013-1/2008/3E, gemäß Paragraphen 3, Absatz eins, 8,

Absatz eins und 10 Absatz eins, AsylG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, als unbegründet

abgewiesen. Begründend wurde das Fluchtvorbringen als nicht glaubhaft erachtet.

2. Die Beschwerdeführerin stellte am 10.06.2010 unter der Zahl 10 05.019-EAST Ost einen zweiten Antrag auf

internationalen Schutz.

In ihrer Einvernahme vor der Polizeiinspektion Traiskirchen EAST am selben Tag gab sie an, dass ihr Mann, als sie China

verlassen habe, festgenommen worden sei, und dass sie nun von ihren Eltern erfahren hätte, dass ihr Mann vielleicht

in der Haft verstorben sei. Ihre Eltern hätten dies nicht mit Sicherheit sagen können, jedoch wäre sicher, dass die

Beschwerdeführerin bei ihrer Rückkehr von der Polizei auch verhaftet werden würde.

Mit Mitteilung vom 16.06.2010 wurde der Beschwerdeführerin schriftlich zur Kenntnis gebracht, dass gemäß §§ 29 Abs.

3 Z. 4 und Z. 6 beabsichtigt sei, ihren Antrag auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache zurückzuweisen

sowie ihren faktischen Abschiebeschutz aufzuheben.Mit Mitteilung vom 16.06.2010 wurde der Beschwerdeführerin

schriftlich zur Kenntnis gebracht, dass gemäß Paragraphen 29, Absatz 3, ZiGer 4 und ZiGer 6, beabsichtigt sei, ihren

Antrag auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache zurückzuweisen sowie ihren faktischen Abschiebeschutz

aufzuheben.

In der Folge wurde die Beschwerdeführerin am 29.06.2010 vor dem Bundesasylamt, Erstaufnahmestelle Ost, in

Anwesenheit eines Rechtsberaters niederschriftlich einvernommen. Sie erklärte, nicht nach China zurückkehren zu

wollen, da sie dann sterben würde bzw. festgenommen werden würde und ins Gefängnis kommen würde. Sie habe am

02.05.2010 von ihrer Mutter telefonisch erfahren, dass ihr Ehemann sicher im Gefängnis verstorben sei. Die Polizei

wäre zweimal bei ihnen zu Hause gewesen und hätte nach ihr gefragt. Auf die Frage, ob sie derzeit in ärztlicher

Behandlung stehe oder irgendwelche Medikamente nehmen würde, führte sie an, Schlaftabletten und

Beruhigungstabletten sowie Medikamente fürs Herz jeweils in der Früh und am Abend einzunehmen.

3. Mit dem der gegenständlichen Überprüfung zu unterziehenden, mündlich verkündeten Bescheid gemäß § 12 a Abs.

2 AsylG BGBl I Nr. 100/2005 idgF, iVm § 22 Abs. 10 AsylG und § 62 Abs. 1 AVG wurde der faktische Abschiebeschutz

gemäß § 12 AsylG 2005 idgF in Anwendung des § 12 a Abs. 2 AsylG aufgehoben.3. Mit dem der gegenständlichen

Überprüfung zu unterziehenden, mündlich verkündeten Bescheid gemäß Paragraph 12, a Absatz 2, AsylG

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, in Verbindung mit Paragraph 22, Absatz 10, AsylG und Paragraph

62, Absatz eins, AVG wurde der faktische Abschiebeschutz gemäß Paragraph 12, AsylG 2005 idgF in Anwendung des

Paragraph 12, a Absatz 2, AsylG aufgehoben.

Das Bundesasylamt stellte in dieser Entscheidung fest, dass eine aufrechte Ausweisung im gegenständlichen Verfahren

bestehe, dass die Beschwerdeführerin über keine sonstige Aufenthaltsberechtigung verfüge und dass der für die
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Entscheidung maßgebliche Sachverhalt sich seit Rechtskraft des ersten Verfahrens nicht maßgeblich

entscheidungsrelevant geändert hätte. Auch drohe der Beschwerdeführerin im Falle der Zurückweisung,

Zurückschiebung oder Abschiebung nach China keine Verletzung relevanter Rechte und sei ihre Abschiebung im Lichte

des Art. 8 EMRK zulässig. Weiters hätte sich die Lage im Herkunftsstaat seit der Entscheidung über ihren vorherigen

Antrag im Wesentlichen nicht verändert.Das Bundesasylamt stellte in dieser Entscheidung fest, dass eine aufrechte

Ausweisung im gegenständlichen Verfahren bestehe, dass die Beschwerdeführerin über keine sonstige

Aufenthaltsberechtigung verfüge und dass der für die Entscheidung maßgebliche Sachverhalt sich seit Rechtskraft des

ersten Verfahrens nicht maßgeblich entscheidungsrelevant geändert hätte. Auch drohe der Beschwerdeführerin im

Falle der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach China keine Verletzung relevanter Rechte und sei

ihre Abschiebung im Lichte des Artikel 8, EMRK zulässig. Weiters hätte sich die Lage im Herkunftsstaat seit der

Entscheidung über ihren vorherigen Antrag im Wesentlichen nicht verändert.

4. Die Verwaltungsakten des Bundesasylamtes langten am 02.07.2010 bei der zuständigen Gerichtsabteilung C7 des

Asylgerichtshofes ein, worüber das Bundesasylamt gemäß § 41 a AsylG 2005 mit Mitteilung vom selben Tag informiert

wurde4. Die Verwaltungsakten des Bundesasylamtes langten am 02.07.2010 bei der zuständigen Gerichtsabteilung C7

des Asylgerichtshofes ein, worüber das Bundesasylamt gemäß Paragraph 41, a AsylG 2005 mit Mitteilung vom selben

Tag informiert wurde

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:römisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Gemäß § 28 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 2008/4, nahm der Asylgerichtshof mit 01.07.2008 seine Tätigkeit auf. Das

Bundesgesetz über den Unabhängigen Bundesasylsenat (UBASG), BGBl. I Nr. 77/1997, zuletzt geändert durch BGBl. I

Nr. 100/2005, trat mit 01.07.2008 außer Kraft.1. Gemäß Paragraph 28, Absatz eins, AsylGHG, BGBl. römisch eins Nr.

2008/4, nahm der Asylgerichtshof mit 01.07.2008 seine Tätigkeit auf. Das Bundesgesetz über den Unabhängigen

Bundesasylsenat (UBASG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 77 aus 1997,, zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt Teil

eins, Nr. 100 aus 2005,, trat mit 01.07.2008 außer Kraft.

Gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG idF der Dienstrechtsnovelle 2008, BGBl I Nr. 147/2008, sind auf das Verfahren vor dem

Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG), BGBl. Nr. 100, nicht anderes ergibt, die Bestimmungen

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden,

dass an die Stelle des BegriGs " Berufung" der BegriG " Beschwerde" tritt.Gemäß Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG in

der Fassung der Dienstrechtsnovelle 2008, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind auf das Verfahren vor

dem Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG), Bundesgesetzblatt Nr. 100, nicht anderes ergibt, die

Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der

Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs " Berufung" der Begriff " Beschwerde" tritt.

Gemäß § 9 leg.cit. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung durch

Einzelrichter oder verstärkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.Gemäß Paragraph 9, leg.cit. entscheidet der

Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung durch Einzelrichter oder verstärkte Senate

(Kammersenate) vorgesehen ist.

Gemäß § 61 Abs. 1 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen Bescheide des

Bundesasylamtes und über Beschwerden wegen Verletzung der EntscheidungspJicht des Bundesasylamtes. Gemäß

Abs. 3 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide wegen

Drittstaatssicherheit gemäß § 4, wegen Zuständigkeit eines anderen Staates gemäß § 5 und wegen entschiedener

Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG sowie über die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.Gemäß Paragraph

61, Absatz eins, AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen Bescheide des

Bundesasylamtes und über Beschwerden wegen Verletzung der EntscheidungspJicht des Bundesasylamtes. Gemäß

Absatz 3, entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide

wegen Drittstaatssicherheit gemäß Paragraph 4,, wegen Zuständigkeit eines anderen Staates gemäß Paragraph 5 und

wegen entschiedener Sache gemäß Paragraph 68, Absatz eins, AVG sowie über die mit diesen Entscheidungen

verbundene Ausweisung.

Gemäß § 61 Abs. 3a AsylG entscheidet der Asylgerichtshof weiters durch Einzelrichter über die Rechtmäßigkeit der

Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der Überprüfung gemäß § 41 a.Gemäß Paragraph 61, Absatz 3 a, AsylG

entscheidet der Asylgerichtshof weiters durch Einzelrichter über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des
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Abschiebeschutzes im Rahmen der Überprüfung gemäß Paragraph 41, a.

Mit 01.01.2010 ist das AsylG 2005 (AsylG), BGBl. I. Nr. 100/2005 idF der Novelle BGBl. I. Nr. 135/2009, in Kraft getreten.

Gemäß § 75 Abs. 9 leg. cit. sind die §§ 12 Abs. 2, 12a, 22 Abs. 12, 25 Abs. 1 Z 1, 31 Abs. 4, 34 Abs. 6 und 35 in der

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 sind auf Verfahren, die bereits vor dem 01.01.2010 anhängig waren,

nicht anzuwenden.Mit 01.01.2010 ist das AsylG 2005 (AsylG), Bundesgesetzblatt römisch eins. Nr. 100 aus 2005, in der

Fassung der Novelle Bundesgesetzblatt römisch eins. Nr. 135 aus 2009,, in Kraft getreten. Gemäß Paragraph 75, Absatz

9, leg. cit. sind die Paragraphen 12, Absatz 2, 12 a, 22, Absatz 12, 25, Absatz eins, ZiGer eins, 31, Absatz 4, 34, Absatz 6

und 35 in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, sind auf Verfahren, die

bereits vor dem 01.01.2010 anhängig waren, nicht anzuwenden.

2. Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes

Gemäß § 12a AsylG kann das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen Folgeantrag

gemäß § 2 Abs.1. Z. 23 leg.cit. gestellt hat, aufheben, wennGemäß Paragraph 12 a, AsylG kann das Bundesasylamt den

faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen Folgeantrag gemäß Paragraph 2, Absatz eins, ZiGer 23, leg.cit.

gestellt hat, aufheben, wenn

1. gegen ihn eine aufrechte Ausweisung besteht,

2. der Antrag voraussichtlich zurückzuweisen ist, weil keine entscheidungswesentliche Änderung des maßgeblichen

Sachverhaltes eingetreten ist, und

3. die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8

EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten und für ihn als Zivilperson keine ernsthafte

Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder

innerstaatlichen KonJiktes mit sich bringen würde.3. die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung keine

reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention

bedeuten und für ihn als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde.

G e m ä ß § 22 Abs. 10 AsylG idgF ergehen Entscheidungen des Bundesasylamtes über die Aufhebung des

Abschiebeschutzes gemäß § 12 a Abs.2 mündlich in Bescheidform. Die Beurkundung gemäß § 62 Abs. 2 AVG gilt auch

als schriftliche Ausfertigung gemäß § 62 Abs. 3 AVG. Die Verwaltungsakten sind dem Asylgerichtshof unverzüglich von

Amts wegen zur Überprüfung gemäß § 41a AsylG zu übermitteln. Diese gilt als Beschwerde an den Asylgerichtshof;

dies ist in der Rechtsmittelbelehrung anzugeben. Über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes hat

der Asylgerichtshof im Rahmen der Überprüfung gemäß § 41a AsylG mit Beschluss zu entscheiden.Gemäß Paragraph

22, Absatz 10, AsylG idgF ergehen Entscheidungen des Bundesasylamtes über die Aufhebung des Abschiebeschutzes

gemäß Paragraph 12, a Absatz 2, mündlich in Bescheidform. Die Beurkundung gemäß Paragraph 62, Absatz 2, AVG gilt

auch als schriftliche Ausfertigung gemäß Paragraph 62, Absatz 3, AVG. Die Verwaltungsakten sind dem Asylgerichtshof

unverzüglich von Amts wegen zur Überprüfung gemäß Paragraph 41 a, AsylG zu übermitteln. Diese gilt als Beschwerde

an den Asylgerichtshof; dies ist in der Rechtsmittelbelehrung anzugeben. Über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des

Abschiebeschutzes hat der Asylgerichtshof im Rahmen der Überprüfung gemäß Paragraph 41 a, AsylG mit Beschluss zu

entscheiden.

Eine Entscheidung des Bundesasylamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines Fremden aufgehoben wurde (§

12a Abs. 2), ist gemäß § 41a Abs. 1 AsylG vom Asylgerichtshof unverzüglich einer Überprüfung zu unterziehen. Das

Verfahren ist ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung zu entscheiden. § 40 AsylG gilt sinngemäß. § 66 Abs. 2

AVG ist nicht anzuwenden.Eine Entscheidung des Bundesasylamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines

Fremden aufgehoben wurde (Paragraph 12 a, Absatz 2,), ist gemäß Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG vom

Asylgerichtshof unverzüglich einer Überprüfung zu unterziehen. Das Verfahren ist ohne Abhaltung einer mündlichen

Verhandlung zu entscheiden. Paragraph 40, AsylG gilt sinngemäß. Paragraph 66, Absatz 2, AVG ist nicht anzuwenden.

Gemäß § 41 a Abs. 2 sind die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemäß § 12a Abs. 2 AsylG und eine aufrechte

Ausweisung mit der Erlassung der Entscheidung gemäß § 12a Abs. 2 AsylG durchsetzbar. Mit der Durchführung der die

Ausweisung umsetzenden Abschiebung ist bis zum Ablauf des dritten Arbeitstages ab Einlangen der gemäß § 22 Abs.

10 AsylG zu übermittelnden Verwaltungsakten bei der zuständigen Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes
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zuzuwarten. Der Asylgerichtshof hat das Bundesasylamt unverzüglich vom Einlangen der Verwaltungsakten bei der

zuständigen Gerichtsabteilung und von der im Rahmen der Überprüfung gemäß Abs. 1 getroGenen Entscheidung über

die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes zu verständigen.Gemäß Paragraph 41, a Absatz 2, sind die

Aufhebung des Abschiebeschutzes gemäß Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG und eine aufrechte Ausweisung mit der

Erlassung der Entscheidung gemäß Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG durchsetzbar. Mit der Durchführung der die

Ausweisung umsetzenden Abschiebung ist bis zum Ablauf des dritten Arbeitstages ab Einlangen der gemäß Paragraph

22, Absatz 10, AsylG zu übermittelnden Verwaltungsakten bei der zuständigen Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes

zuzuwarten. Der Asylgerichtshof hat das Bundesasylamt unverzüglich vom Einlangen der Verwaltungsakten bei der

zuständigen Gerichtsabteilung und von der im Rahmen der Überprüfung gemäß Absatz eins, getroffenen Entscheidung

über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes zu verständigen.

Gemäß § 41a Abs. 3 AsylG hat der Asylgerichtshof über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im

Rahmen der Überprüfung gemäß Abs. 1 binnen acht Wochen zu entscheiden (vgl aus der bisherigen Judikatur des

Asylgerichtshofes zu vergleichbaren Fällen AsylGH vom 12.03.2010, A1 319.445-2/2010/2E; 01.04.2010, A6 252.164-

2/2010/3E; 06.04.2010; E6 412.365-1/2010-3E; 19.04.2010, A5 240.934-3/2010/3E).Gemäß Paragraph 41 a, Absatz 3,

AsylG hat der Asylgerichtshof über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der

Überprüfung gemäß Absatz eins, binnen acht Wochen zu entscheiden vergleiche aus der bisherigen Judikatur des

Asylgerichtshofes zu vergleichbaren Fällen AsylGH vom 12.03.2010, A1 319.445-2/2010/2E; 01.04.2010, A6 252.164-

2/2010/3E; 06.04.2010; E6 412.365-1/2010-3E; 19.04.2010, A5 240.934-3/2010/3E).

Der vorliegende Folgeantrag wurde am 10.06.2010 gestellt, weshalb die Bestimmungen zur Aberkennung des

faktischen Abschiebeschutzes gemäß § 12a Abs. 2 AsylG 2005 idF des BGBl. I. Nr. 135/2009 im konkreten Fall

Anwendung Pnden.Der vorliegende Folgeantrag wurde am 10.06.2010 gestellt, weshalb die Bestimmungen zur

Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes gemäß Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG 2005 in der Fassung des

Bundesgesetzblatt römisch eins. Nr. 135 aus 2009, im konkreten Fall Anwendung finden.

2.1. Aufrechte Ausweisung

Gegen die Beschwerdeführerin besteht gemäß § 8 Abs. 1 AsylG durch das Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom

27.08.2009, Zl. C7 403013-1/2008/3E, eine weiterhin aufrechte Ausweisung. Diese Entscheidung erwuchs am

02.09.2009 in Rechtskraft.Gegen die Beschwerdeführerin besteht gemäß Paragraph 8, Absatz eins, AsylG durch das

Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 27.08.2009, Zl. C7 403013-1/2008/3E, eine weiterhin aufrechte Ausweisung.

Diese Entscheidung erwuchs am 02.09.2009 in Rechtskraft.

2.2. Verletzungen der EMRK

Das Bundesasylamt hat ausgeführt, dass die Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr in ihren Herkunftsstaat keiner

realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur

Konvention ausgesetzt wäre oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit

infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes bestehen würde. Es habe

sich bis zur Bescheiderlassung weder eine schwere körperliche oder ansteckende Krankheit noch eine schwere

psychische Störung bei der Beschwerdeführerin ergeben, welche bei einer Überstellung/Abschiebung in die VR China

eine unzumutbare Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes bewirken würde.Das Bundesasylamt hat ausgeführt,

dass die Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr in ihren Herkunftsstaat keiner realen Gefahr einer Verletzung von

Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK, Artikel 8, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt wäre

oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonJiktes bestehen würde. Es habe sich bis zur

Bescheiderlassung weder eine schwere körperliche oder ansteckende Krankheit noch eine schwere psychische Störung

bei der Beschwerdeführerin ergeben, welche bei einer Überstellung/Abschiebung in die VR China eine unzumutbare

Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes bewirken würde.

Die Verwaltungsbehörde hat dabei jedoch die auf ihre Frage, ob die Beschwerdeführerin derzeit in ärztlicher

Behandlung stehe oder irgendwelche Medikamente nehmen würde, gegebene Antwort der Beschwerdeführerin, dass

sie Schlaftabletten und Beruhigungstabletten sowie zweimal täglich Medikamente fürs Herz einnehme, gänzlich außer

Acht gelassen. Weder erfolgte ein weiteres näheres Nachfragen noch hat sie sich sonst mit diesem Vorbringen

auseinandergesetzt oder es einer Würdigung unterzogen, wodurch aber eine abschließende Klärung der Frage, ob

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41a
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/12a
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8


Risken für die Beschwerdeführerin im Sinne von § 12a (2) Z 3 AsylG bzw. Art. 3 EMRK relevante Hindernisse, in die VR

China zurückzukehren, hervorgekommen sind bzw. vorliegen, nicht möglich ist.Die Verwaltungsbehörde hat dabei

jedoch die auf ihre Frage, ob die Beschwerdeführerin derzeit in ärztlicher Behandlung stehe oder irgendwelche

Medikamente nehmen würde, gegebene Antwort der Beschwerdeführerin, dass sie Schlaftabletten und

Beruhigungstabletten sowie zweimal täglich Medikamente fürs Herz einnehme, gänzlich außer Acht gelassen. Weder

erfolgte ein weiteres näheres Nachfragen noch hat sie sich sonst mit diesem Vorbringen auseinandergesetzt oder es

einer Würdigung unterzogen, wodurch aber eine abschließende Klärung der Frage, ob Risken für die

Beschwerdeführerin im Sinne von Paragraph 12 a, (2) ZiGer 3, AsylG bzw. Artikel 3, EMRK relevante Hindernisse, in die

VR China zurückzukehren, hervorgekommen sind bzw. vorliegen, nicht möglich ist.

Da zum jetzigen Zeitpunkt eine Verletzung von Art. 3 EMRK nicht ausgeschlossen werden kann, ist der mündlich

verkündete Bescheid des Bundesasylamtes vom 29.06.2010 nicht rechtmäßig, weshalb spruchgemäß zu entscheiden

war.Da zum jetzigen Zeitpunkt eine Verletzung von Artikel 3, EMRK nicht ausgeschlossen werden kann, ist der

mündlich verkündete Bescheid des Bundesasylamtes vom 29.06.2010 nicht rechtmäßig, weshalb spruchgemäß zu

entscheiden war.

Schlagworte

faktischer Abschiebeschutz - Aufhebung nicht rechtmäßig

Zuletzt aktualisiert am

15.07.2010

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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